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Main d'oeuvre transfrontali re et trang re
durant la crise du Covid-19

Arbeitsmarkt

Au printemps 2020, la crise du Covid-19 a largement altéré les possibilités de traverser
les frontieres. En mars, I'entrée sur le territoire suisse de personnes en provenance de
I'ltalie était refusée. Toutefois, les travailleuses et travailleurs taient autoris s
franchir la fronti re pour exercer leur activité professionnelle. Afin de vérifier que
seuls les déplacements autorisés avaient lieu, I'ltalie et la Suisse avaient alors introduit
un systeme de monitorage.

Quelques jours plus tard, le Conseil fédéral a décidé de réintroduire «avec effet
immédiat et au cas par cas, des contrdles Schengen a toutes ses frontieres» - pour
protéger la population suisse et préserver le systeme de santé. Le 29 avril, le Conseil
fédéral a présenté une feuille de route pour assouplir les mesures prises concernant
|'acces des personnes étrangeres au marché du travail suisse. A partir du 11 mai, les
demandes déposées avant l'adoption des restrictions par des travailleuses et
travailleurs en provenance de I'UE/AELE et des Etats tiers ont été traitées
prioritairement. Plus tard, les cantons ont pu confirmer les annonces relatives & une
prise d'emploi de personnes engagées de longue date par le méme employeur dans le
cadre de rapports de travail saisonniers, et traiter les nouvelles annonces pour des
activités lucratives de courte durée qui répondaient a un intérét économique
contraignant impossible a différer. A la suite du rétablissement de la libre circulation
des personnes, toutes les restrictions ont pu étre levées et I'obligation d'annoncer les
postes vacants a été réactivée. '

Einf hrung von Grenzkontrollen

Aussenpolitik

Am 13. Marz 2020 fuhrte der Bundesrat aufgrund der Corona-Pandemie mittels
Verordnung Schengen-Grenzkontrollen an allen Binnengrenzen ein. Fiir Reisende aus
Italien galt unmittelbar ein absolutes Einreiseverbot, das lageabhangig beurteilt wurde
und gegebenenfalls auf weitere Lander und Regionen ausgeweitet werden konnte. Die
Einreise in die Schweiz aus ltalien war damit verboten, ausgenommen davon waren
Schweizer und Liechtensteiner Blrgerinnen und Blrger sowie Personen, die aus
beruflichen Grinden in die Schweiz reisen mussten oder sich in einer Situation
absoluter Notwendigkeit befanden. Weiterhin erlaubt waren der Transit- und
Warenverkehr. Bundesratin Karin Keller-Sutter machte deutlich, dass kunftig auch
andere Nachbarlander von derartigen Reisebeschrankungen betroffen sein kénnten,
man in Italien aber «eine ganz andere Situation als beispielsweise in Frankreich» habe.
Diese Ankundigung machte der Bundesrat nur drei Tage spater wahr, als er die Situation
in der Schweiz als «ausserordentliche Lage» gemass Epidemiengesetz einstufte und
verschiedene weitreichende Massnahmen beschloss, unter anderem die Einflihrung von
strengeren Grenzkontrollen zu allen Nachbarléndern und samtlichen Nicht-Schengen-
Staaten. In der Zwischenzeit wurden auch Deutschland, Frankreich und Osterreich als
Risikolander eingestuft, weshalb sie neu den gleichen Einschrankungen unterlagen wie
Italien. Da die vier Nachbarstaaten zuvor bereits &hnlich strenge Grenz- und
Einreisekontrollen erlassen hatten, unterstitze man damit die Wirksamkeit der
auslandischen Regelungen, liess der Bundesrat in seiner Medienmitteilung verlauten.
Weil auch zahlreiche Lander ausserhalb Europas Ein- und Ausreisebeschrankungen
verflgt hatten, rief Bundesratin Keller-Sutter alle Schweizer Reisenden im Ausland dazu
auf, in die Schweiz zurlckzukehren. Am 18. Méarz beschloss der Bundesrat, die
bestehenden Einreiseverbote auch auf Spanien und den gesamten Luftverkehr aus
ltalien, Frankreich, Deutschland und Osterreich auszuweiten. Zudem wurden Einreisen
aus Drittstaaten in Ubereinstimmung mit der Praxis der EU grundsatzlich verboten und
die Ausstellung von nationalen sowie Schengenvisa unterbrochen. Wiederum eine
Woche spater wurden die Einreisebeschréankungen schliesslich auf Flige aus allen
Schengen-Staaten ausgedehnt. Einzig Personen aus Liechtenstein durften zu diesem
Zeitpunkt noch ungehindert einreisen. ’
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Repatriierung durch das EDA

Aussenpolitik

Im Zuge der weltweiten Corona-Pandemie schlossen zahlreiche Léander, darunter auch
die Schweiz, ihre Grenzen flr Reisende. Hafen und Flughéafen stellten den Betrieb ein,
wodurch tausende Schweizer Touristen im Ausland strandeten. Mitte Méarz verzeichnete
das EDA rund 7'700 Reisende, welche sich bei der Travel Admin App registriert hatten.
In Wirklichkeit befanden sich jedoch gemass Schatzungen deutlich mehr
Schweizerinnen und Schweizer im Ausland. Die Aargauer Zeitung nannte Schéatzungen,
die von mehreren zehntausend Personen ausgingen, der Blick schrieb von bis zu
50'000 Schweizer Reisenden. Auch aufgrund der mangelhaften Ubersicht forderte der
Bundesrat am 19. Marz daher alle Schweizer Reisenden dazu auf, sich auf besagter
Travel Admin App zu registrieren, um Informationen durch das EDA zu erhalten. Das
Krisenmanagement-Zentrum des EDA hatte zu diesem Zeitpunkt bereits mit einer
drastisch erhéhten Frequenz an Anfragen zu kdmpfen. Bundesrat Cassis forderte
angesichts der sich zuspitzenden Lage alle Schweizerinnen und Schweizer im Ausland
auf, umgehend in Eigenorganisation in die Schweiz zurlickzukehren. Wie das EDA
verlauten liess, bestehe «laut Auslandschweizergesetz kein Anrecht auf eine
organisierte Ausreise aus einem Krisengebiet oder einer Krisensituation». Nur wenn
nachweislich keine anderweitigen Moglichkeiten zur Ausreise vorhanden seien, wirde
der Bund intervenieren. Zwar plante das EDA geméass Medienmitteilung vom 21. Marz die
Ruckkehr hunderter Schweizerinnen und Schweizer aus Kolumbien und Peru und
arbeitete daflr mit der Fluggesellschaft «Edelweiss» zusammen. Doch grundsatzlich
beschrénkten sich die Behérden zu diesem Zeitpunkt noch auf die
Informationsvermittlung, die Erstreckung von Fristen flr Flugverbindungen oder auf die
Unterstitzung bei der Erteilung von Landeerlaubnissen. Bereits am 23. Marz war es
jedoch einem Grossteil der mittlerweile 17'000 registrierten Nutzerinnen und Nutzer
der Travel-Admin-Plattform aufgrund lokaler Restriktionen und der flachendeckenden
Streichung von Flugverbindungen kaum mehr maoglich, selbststéandig in die Schweiz zu
reisen. Daher sah sich das EDA gezwungen, eine laut eigener Aussage «bisher nie
dagewesene» R ckholaktion von Schweizer Reisenden einzuleiten. In Kooperation mit
Edelweiss und Swiss wurden in den nachfolgenden Wochen Dutzende Charterflige, vor
allem nach Afrika, Asien und Lateinamerika organisiert. Die gréosste Herausforderung
bestand laut EDA darin, dass Reisende von abgelegenen Orten in die Hauptstédte
gebracht werden mussten, bevor sie den Rickflug in die Schweiz antreten konnten.
Diplomatische Problemldsungen waren auch bei der Unterbringung des Flugpersonals
gefragt, welches sich vor den Ruckfligen jeweils in Hotels ausruhen musste und dazu in
Lander einreiste, welche ihre Grenzen offiziell geschlossen hatten.

Ende April kam die Rlckholaktion zu ihrem vorlaufigen Ende, wobei das EDA eine sehr
positive Bilanz zog. So organisierte es zwischen dem 22. Marz und dem 29. April mittels
35 Flugen die Ruckkehr von insgesamt 6'950 Personen. Davon waren 3'974 Schweizer
Staatsangehorige und 2'976 in der Schweiz wohnende Auslanderinnen und Ausléander.
Weitere 1'500 Schweizerinnen und Schweizer kehrten durch Repatriierungsflige
anderer Staaten in die Schweiz zurtck. Reisenden, welche nicht mehr zurtckkehren
konnten sowie Auslandschweizerinnen und -schweizern wurde weiterhin Unterstitzung
und konsularischer Schutz angeboten. Auch die lange unbeantwortet gebliebene Frage
hinsichtlich des Kostenverteilungsschltssels wurde abschliessend geklart. Die
Gesamtkosten der Ruckholaktion beliefen sich auf CHF 10 Mio., welche vom Bund
vorfinanziert worden waren. Die Beteiligung der Reisenden entsprache laut EDA
marktlblichen Preisen, wobei die Passagiere einen Pauschalbetrag bezahlten, der mit
der Lange der Flugstrecke variierte. Diese Kostenteilung erlaube es, 80 Prozent der
Kosten zu decken, womit sich der Bund zu 20 Prozent an den Flugkosten beteilige, so
das EDA. Auf Nachfrage von SRF gestand Hans-Peter Lenz, der oberste Krisenmanager
des Aussendepartements, dass man nur die reinen Flugkosten berlcksichtigt und
«keine Vollkostenrechnung» gemacht habe. Der Transport der Passagiere zum
Flughafen und die Personalkosten der Fluggesellschaften wurden demnach ebenfalls
vom Bund Gbernommen. °
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Schrittweise ffnung der Grenzen und
Wiederherstellung der Personenfreiz gigkeit
(Mo. 20.3130)

Aussenpolitik

Per Motion forderte die APK-NR vom Bundesrat einen epidemologisch angemessenen
Fahrplan fur die schrittweise ffnung der Grenzen und Wiederherstellung der
Personenfreiz gigkeit vergleichbar mit den 3-stufigen Lockerungen im Inland. Die
Schliessung der Landesgrenzen im Zuge der Corona-Pandemie bedeutete fur
Grenzgéangerinnen und Grenzganger lange Wartezeiten und flr unverheiratete Paare
und getrennte Familien eine grosse Belastung.

Der Bundesrat stimmte dem Anliegen der Kommission zu und legte am 29. April eine
Vorgehensweise zur Lockerung der Einreise in die Schweiz und der Zulassung
auslandischer Staatsangehdriger zum Arbeitsmarkt vor. Ein erster Schritt bestehe darin,
dass ab dem 11. Mai die Gesuche von Erwerbstédtigen aus dem EU/EFTA-Raum und
Drittstaaten wieder bearbeitet werden, die vor dem 25. Méarz eingereicht wurden.
Zudem solle der Familiennachzug fur EU-Staatsangehorige und Schweizer Blrger
ermoglicht werden. Der zweite Schritt sehe ab dem 8. Juni die Bearbeitung aller
Gesuche aus dem EU/EFTA-Raum vor, wobei hierbei eine Koordination mit Kantonen
und Sozialpartnern erfolge und eine sistierte Stellenmeldepflicht aktiv werde. Der
Bundesrat beantragte die Annahme der Motion.

Der Nationalrat beriet in der ausserordentlichen Session im Mai 2020 Uber den
Vorstoss, wobei die Kommissionssprecherin Christa Markwalder (fdp, BE) darauf
drangte, die Motion fir die Wirtschaft, den Tourismus und die Grundrechte der
Schweizer Bevoélkerung anzunehmen. Die anwesende Bundesratin Karin Keller-Sutter
musste sich in der Folge zahlreichen kritischen Fragen der Nationalratinnen und
Nationalrate zur Arbeitslosigkeit, der Personenfreizlgigkeit und potenziellen kantonalen
Sonderregelungen stellen. So pladierte Nationalrat Aeschi (svp, ZG) fur die Aufhebung
der Personenfreizigigkeit zu Gunsten der Schweizer Arbeitslosen. Und Vertreterinnen
der Grenzkantone Basel, Basel-Stadt und Schaffhausen forderten eine frithere Offnung
der Grenzen zu den Nachbarlandern Deutschland und Frankreich. Bundesratin Keller-
Sutter verwies jedoch in samtlichen Féllen auf den bereits bekannten Fahrplan des
Bundesrats. Die Motion wurde vom Nationalrat nach dieser langeren Fragerunde mit 129
zu 49 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) angenommen. *

In der Sommersession 2020 beriet der Standerat Uber die Motion der APK-NR zur
schrittweisen ffnung der Grenzen und Wiederherstellung der Personenfreiz gigkeit.
Die APK-SR hatte sich im Vorfeld der Session mit 10 zu 1 Stimmen fur die Annahme der
Motion ausgesprochen.

Kommissionssprecher Damian Muller (fdp, LU) erwdhnte in der Ratsdebatte die
inhaltliche  Unbestrittenheit der Motion innerhalb der Kommission. Ein
Kommissionsmitglied habe sich laut Muller an der Kompetenzzuschreibung gestort, da
einzig und allein der Bundesrat Uber die Grenzdffnung zu entscheiden hatte und nicht
das Parlament. Die anwesende Bundesratin Karin Keller-Sutter restimierte in der Folge
die Geschehnisse seit der Einreichung der Motion. So seien die Einreise- und
Zulassungsbeschrankungen fur Personen aus dem Schengenraum bereits am 15. Juni
2020 aufgehoben worden und auch die Personenfreizlgigkeit sei wiederhergestellt
worden. Noch nicht geklart sei das Verfahren bei Touristen und Arbeitnehmenden aus
Drittstaaten, welche das Kriterium der wirtschaftlichen Notwendigkeit nicht erfullen
wlrden. Der Bundesrat werde in Absprache mit den Schengen-Staaten in den
kommenden Wochen Uber die weitergehenden Lockerungsschritte entscheiden. Die
Motion wurde, da ihr Anliegen bereits erfullt worden war, stillschweigend
angenommen. ®
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Covid-19: main d'oeuvre saisonni re pour
I'agriculture

Arbeitsmarkt

Malgré la fermeture partielle des frontieéres pour enrayer la propagation du Covid-19,
les exploitations agricoles ont pu recruter suffisamment de main-d’ceuvre
saisonni re. Si le secteur agricole a pu continuer a engager des saisonniers et
saisonnieres, la fermeture des frontieres a toutefois compliqué leur engagement. En
effet, les agriculteurs ont da aller les chercher & la frontiere et le chauffeur du véhicule
- ayant transporter la main-d’ceuvre étrangére - devait rester de I'autre coté de la
frontiére. Par le biais de plateformes en ligne, ils ont également pu bénéficier des
services de personnes au choémage. ©

Offene Grenzen

Zwischenstaatliche Beziehungen

Nachdem die Schweiz ihre Grenzen am 15. Juni wieder vollst ndig ge ffnet hatte,
begab sich Bundesrat lIgnazio Cassis in den darauffolgenden Tagen auf eine
«Grenztour», um den Austausch mit Vertreterinnen und Vertretern der Nachbarlander
zu suchen. Am Tag nach der Grenzoffnung traf er sich mit dem italienischen Minister
flr auswartige Angelegenheiten Luigi di Maio im Tessin. Die Gesprache drehten sich
hauptsachlich um die Bedeutung der Grenzregionen zwischen der Schweiz und lItalien
und um die intensive Kooperation zwischen den jeweiligen Behérden wahrend der
Covid-19-Pandemie. Darlber hinaus besprachen die beiden Minister weitere bilaterale
Themen, wie zum Beispiel ein zukinftiges Memorandum flr eine engere ministeriale
Zusammenarbeit, eine neue Version des Grenzgangerabkommens von 1974 und die
fiskalisch  problematische Situation in Campione d'ltalia. Im Rahmen der
anschliessenden Pressekonferenz meinte di Maio, dass er sich flr die Schweizer
Krisenhilfe (Lieferung von Hygieneartikeln) erkenntlich zeigen méchte, indem er «mehr
Bewegung in die Verhandlungen rund um das Rahmenabkommen zwischen der Schweiz
und der EU» bringen wolle.

Tags darauf reiste Ignazio Cassis nach Kreuzlingen, wo er sich mit dem &sterreichischen
Aussenminister Alexander Schallenberg, der liechtensteinischen Aussenministerin
Katrin Eggenberger sowie Vertretern aus Baden-Wurttemberg, Vorarlberg, Thurgau und
der Internationalen Bodensee-Konferenz traf. Auch in diesen Arbeitsgesprachen ging es
mehrheitlich um die Wiedererdffnung der Grenzen und um die Zusammenarbeit
wahrend der Krise, beispielsweise zur Ruckholung von Reisenden.

Ende Juni tauschte sich Bundesrat Cassis schliesslich in Genf auch noch mit dem
franzdsischen Staatssekretér Jean-Baptiste Lemoyne aus. Erneut wurde festgehalten,
dass die zwischenstaatliche Kooperation die Repatriierungsaktionen fur beide Staaten
vereinfacht habe. Speziell hervorgehoben wurde zudem, dass vor allem Beschaftigte im
Gesundheitsbereich die Grenze auch wahrend der Krise passieren und der
Warenverkehr aufrecht erhalten werden konnte. Cassis betonte in der nachfolgenden
Pressekonferenz, dass der Umgang mit der «neuen Normalitat» durch Zusammenarbeit
auf européischer Ebene und vor allem zwischen Nachbarléndern bewerkstelligt werden
misse. ’

Erg nzung des Epidemiengesetzes zur
Garantie des Grenzverkehrs auch in
Pandemiezeiten

Aussenpolitik
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MOTION
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AMANDO AMMANN

MOTION
DATUM: 17.03.2022
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Im Juni 2021 forderte Eva Herzog (sp, BS) in einer Motion, dass das Epiedemiengesetz
dahingehend geandert wird, dass der Bundesrat bei Grenzschliessungen die
notwendigen Massnahmen ergreifen kénnen soll, um die Reisefreiheit und Mobilit t
von Grenzg ngerinnen und Grenzg ngern und Einwohnerinnen und Einwohnern mit
personlicher, familidrer oder beruflicher Bindung im Grenzgebiet sicherzustellen. Da
die Corona-Pandmie nicht die letzte ihrer Art sein werde und die abgebrochenen
Verhandlungen tUber das Rahmenabkommen mit der EU die Situation der Grenzregionen
nicht vereinfacht hatten, misse man praventiv Massnahmen ergreifen, um das Leben in
diesen Regionen in Krisenzeiten aufrechtzuerhalten. Eine derartige Bestimmung sei
bereits im Covid-19-Gesetz enthalten, sei aber wie das Gesetz selber auf Ende 2021
befristet.

In seiner Stellungnahme machte der Bundesrat klar, dass er sich bemuhe,
verhaltnismassige Massnahmen zur Pandemiebekdmpfung zu ergreifen und von einer
Mobilitatsbeschréankung absehe, wenn die epidemiologische Lage dies erlaube. Das
Motionsanliegen werde durch die Umsetzung des Epidemiengesetzes, der Covid-19-
Verordnung 3 und der Covid-19-Verordnung <«Massnahmen im Bereich des
internationalen Personenverkehrs» bereits bertcksichtigt, argumentierte der
Bundesrat. Er setze sich jedoch gegen eine explizite Regelung im Epidemiengesetz ein,
da man dadurch den eigenen Handlungsspielraum - beispielsweise bei Ausbruch einer
noch bedrohlicheren Pandemie - einschranken wuirde. Zudem sollten derartige
Massnahmen an den Binnengrenzen im Rahmen der Schengen-Zusammenarbeit
erarbeitet werden. Aus diesen Griinden beantragte er die Ablehnung der Motion. ®

In der Herbstsession 2021 befasste sich der Stdnderat mit der Motion von Eva Herzog
(sp, BS), welche die Erg nzung des Epidemiengesetzes zur Garantie des Grenzverkehrs
auch in Pandemiezeiten forderte. Die Motionérin zeigte sich erstaunt dartber, dass der
Bundesrat die Ablehnung der Motion beantragt hatte, obwohl die in der Motion
geforderte Bestimmung bereits im befristeten Covid-19-Gesetz verankert ist.
Standeratin Herzog lobte das Vorgehen des Bundesrats, der mit Fortschreiten der
Pandemie die besondere Situation der Grenzregionen mehr und mehr bertcksichtigt
habe. Sie zeigte aber wenig Verstandnis fur die Aussage des Bundesrats, dass das
Motionsanliegen erfullt sei, wo doch die Covid-Verordnungen und das Covid-Gesetz
nur befristet gelten. Sie gab sich auch nicht mit der Begrindung des Bundesrats
zufrieden, dass man mit einer derartigen Regelung im Epidemiengesetz den eigenen
Handlungsspielraum eingrenzen wdirde, denn ihre Motion enthalte eine «Kann-
Formulierung » und liesse einen genligend grossen Handlungsrahmen zu. Unterstitzung
erhielt Herzog von ihrem Parteikollegen Carlo Sommaruga (sp, GE), der durch die
Gesetzesanderung zukinftige Spannungssituationen und Blockaden im Grenzverkehr
verhindern wollte. Bundesrat Berset meinte, dass fur die Erfullung des
Motionsanliegens keine gesetzliche Anderung notwendig sei und der Bundesrat das
Thema wie bisher flexibel handhaben wolle. Nach der Pandemie werde eine Analyse der
Lage vorgenommen, die sich auch der Uberarbeitung des Epidemiengesetzes widmen
werde. Weil es wahrscheinlich eine allgemeine, umfassende Diskussion darlber geben
werde, was gedndert oder angepasst werden musse, lehne der Bundesrat vor Abschluss
der Analyse fast alle Antrage unabhangig von deren Inhalt ab, erklérte Berset. Man spiele
mit dem Antrag auf Ablehnung also nicht die Bedeutung der Motion herunter, sondern
wolle vor der anstehenden Gesetzesrevision noch keine Entscheidungen treffen, die zu
Unstimmigkeiten zwischen kiinftigen Anderungsantragen fiihren kénnten. Der Standerat
liess sich von der bundesratlichen Begrindung nicht Uberzeugen und nahm die Motion
mit 29 zu 7 Stimmen an. °

In der Friihjahrssession 2022 beriet der Nationalrat die Motion Herzog (sp, BS), die eine
Erg nzung des Epidemiengesetzes zur Garantie des Grenzverkehrs auch in
Pandemiezeiten verlangte. Die SGK-NR beantrage die Annahme der Motion, teilte deren
Sprecherin Regine Sauter (fdp, ZH) mit. Die Einschréankung des Personenverkehrs als
Folge der Grenzschliessungen hatte die Bekampfung der Pandemie beeintrachtigt, da
auch das Gesundheitspersonal davon betroffen gewesen sei. Eine Bestimmung, die den
Grenzverkehr auch in Krisenzeiten garantiert, der ins Covid-19-Gesetz aufgenommen
wurde, sei nur befristet, weshalb fur vergleichbare Situationen in der Zukunft eine
Anpassung des Epidemiengesetzes notwendig sei. Benjamin Roduit (mitte, VS), ebenfalls
Kommissionssprecher, kritisierte den Bundesrat und eine Kommissionsminderheit fir
deren ablehnende Haltung. Die Feststellung des Bundesrats, dass Grenzganger und
Grenzgéangerinnen trotz der Reisebeschrankungen aus beruflichen Grinden in die
Schweiz einreisen durften, Uberzeugte Roduit nicht. Diese Losungen seien erst auf

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK



MOTION
DATUM: 02.03.2022
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Druck des Parlaments und erst nach der ersten Welle gefunden worden. Auch der
Einwand des Bundesrats, dass die Motion den gesundheitspolitischen
Handlungsspielraum  bei  multilateral-verhandelten = Gesundheitsbeschrénkungen
beschneide, liess Roduit nicht gelten. Die Schweiz sei schliesslich in Fragen der
offentlichen Gesundheit und Sicherheit souveran. Innenminister Berset gab zu, dass
man ohnehin mehrere Bestimmungen des Epidemiengesetzes Uberarbeiten musse und
widersprach der Forderung der Motion nicht grundsatzlich. Er beharrte aber darauf,
zuerst eine Analyse durchzufilihren, bevor irgendwelche Konsequenzen gezogen werden
konnten. Bereits im Juni 2020 habe der Bundesrat eine Revision des
Epidemiengesetzes gefordert. Nun warte man ab, bis eine umfassende und vollstandige
Analyse der Pandemie méglich sei. Bis Mitte 2023 solle der Anderungsentwurf in die
Vernehmlassung gegeben werden, erklarte Berset der grossen Kammer. Er bat den
Nationalrat, keine Motionen anzunehmen, bevor nicht eine Gesamtbilanz gezogen
werden konnte und beantragte die Ablehnung des Vorstosses. Da lediglich die SVP
mehrheitlich gegen die Motion stimmte, wurde sie mit 127 zu 46 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) auch vom Zweitrat deutlich angenommen.

Keine neuen Ausweise mehr f r ausl ndische
Arbeitskr fte im Tessin

Aussenwirtschaftspolitik

Im Mai 2020 forderte Lorenzo Quadri (svp, Tl), dass die zustandigen Behorden keine
neuen Ausweise mehr f r ausl ndische Arbeitskr fte im Tessin ausstellen sollen. Mit
seiner Motion wollte er den Bundesrat beauftragen, ein Moratorium fir die Erteilung
von Grenzganger- und Aufenthaltsbewilligungen zu erlassen. Damit sollte die
Wiederanstellung von Tessinerinnen und Tessinern, die im Zuge der Corona-19-
Pandemie ihre Arbeit verloren hatten, vereinfacht werden. Quadri argumentierte, dass
das Tessin Ubermaéssig stark von den Folgen der Pandemie betroffen gewesen sei, nicht
zuletzt weil der Bundesrat die Grenzen zu spéat geschlossen habe. Bei der geplanten
Wiedereinflhrung der Personenfreizigigkeit misse der Bundesrat daher die besondere
Situation des Tessins - die wirtschaftlichen Schaden und die hohe Arbeitslosigkeit
- berucksichtigen. In seiner Stellungnahme zeigte der Bundesrat im Juli 2020 fir die
Forderung des Motionéars Verstandnis und teilte dessen Sorge um die Sicherung der
Arbeitsplatze. Er betonte aber auch, dass die Aufrechterhaltung der
Personenfreizligigkeit eine wichtige Voraussetzung fur die wirtschaftliche Erholung der
Schweiz sei, und merkte an, dass man weiterhin von auslandischen Arbeitskraften
abhangig sei. Darlber hinaus verwies er auf die Stellenmeldepflicht, die im Juni 2020
reaktiviert wurde. Eine Einschrankung des FZA aus wirtschaftlichen Grinden sei auch
vertraglich nicht legitim, erklérte der Bundesrat. Aus diesen Grinden beantragte er die
Ablehnung der Motion.

Erstin der Frihjahrssession 2022, also lange nachdem die Schweiz ihre Grenzen wieder
geoffnet hatte, befasste sich der Nationalrat mit dem Vorstoss. Trotz der
zwischenzeitlichen Entwicklungen hielt Motionar Quadri an seinem Anliegen fest. Er
beklagte, dass der Tessiner Arbeitsmarkt durch die vielen italienischen
Grenzgangerinnen und Grenzgénger unter Druck gerate und einheimische Arbeitskrafte
aus dem Markt gedrangt wurden. Daher forderte er auch knapp zwei Jahre nach der
Einreichung seiner Motion die Einfuhrung von Schutzklauseln. Diese Forderung wolle er
aber in einer weiteren Motion formulieren. Die vorliegende Motion wurde mit 138 zu 54
Stimmen abgelehnt. Nur die Mitglieder SVP-Fraktion stimmten fir den Vorstoss. "
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ffnung der Grenzen (Kt.Iv. 21.314)

Aussenpolitik

Im Mai 2021 reichte der Kanton Basel-Stadt eine Standesinitiative ein, mit der er die
ffnung der Grenzen forderte. Das Parlament und der Bundesrat sollten die im
Rahmen der Corona-Verordnung 3 erlassene Einreiseverweigerung aufheben und sich
dafur einsetzen, dass keine Grenzen mehr geschlossen werden. Der Kanton beklagte vor
allem die negativen psychischen Effekte der Massnahmen auf die Bevélkerung in der
trinationalen Region, die aufgrund der Grenznéhe besonders stark davon betroffen sei.
Zudem habe der Basler Kantonsarzt die Effektivitdt der Grenzschliessung zur
Einddmmung der Corona-Ausbreitung in Frage gestellt, zusatzlich erschwere die
Grenzschliessung die Versorgung mit medizinischem Bedarf.
Der Stédnderat gab dem Vorstoss in der Fruhjahrssession 2022 stillschweigend keine
Folge. Kommissionsprecher Zopfi (gp, GL) erklérte, dass die Kommission die
Formulierung der Initiative als zu «starr» empfinde, weil dadurch der
Handlungsspielraum der Bundesregierung in einer zuklnftigen Pandemie zu stark
eingeschrankt wirde. Die Motion Herzog (sp, BS; Mo. 21.3698), die der Stédnderat im
September 2021 angenommen hatte, wurde stattdessen als angemessenere Losung fur
das nachvollziehbare Anliegen des Kantons betrachtet. Selbst Eva Herzog, Urheberin
der angesprochenen Motion, sprach sich fur eine Ablehnung der Standesinitiative aus,
vorausgesetzt ihre Motion werde auch im Nationalrat angenommen. "

In der Sommersession 2022 gab der Nationalrat die Standesinitiative des Kantons
Basel-Stadt zur ffnung der Grenzen keine Folge. Damit folgte er dem Antrag der SiK-
NR, die sich einstimmig gegen das Initiativanliegen ausgesprochen hatte, da sie die in
beiden R&ten angenommene Motion Herzog (sp, BS; Mo. 21.3698) fiur zielfihrender
befand. Die Motion Herzog beauftragte den Bundesrat damit, das Epidemiengesetz so
anzupassen, dass er bei Grenzsschliessungen die notwendigen Massnahmen ergreifen
kann, um die Reisefreiheit von Grenzgehenden sowie von betroffenen Einwohnerinnen
und Einwohnern zu gewéhrleisten.
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